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Pressemitteilung          1/2010 

„Menschenwürdiges Existenzminimum“ schließt Recht auf Verhütung ein 

Frankfurt, 11.2. 2010. Pro familia begrüßt die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, 
die bisherige Berechnung der Hartz-IV-Regelsätze sei verfassungswidrig. Was noch aussteht, 
ist die Forderung von pro familia und etlichen Sozialverbänden zur Kostenübernahme von Ver-
hütungsmitteln für Frauen und Paare, die ALG II oder Sozialgeld beziehen. Das Menschen-
recht auf selbstbestimmte Familienplanung, das den Zugang zu möglichst sicheren und be-
zahlbaren Verhütungsmethoden einschließt, muss allen Menschen offen stehen. 

Die Richterinnen und Richter des Bundesverfassungsgerichts haben in ihrem Urteil festgestellt, 
dass es auch einen besonderen Bedarf an Sozialleistungen gibt. Dem Bundesverfassungsge-
richt ging es um die Sicherung eines menschenwürdigen Existenzminimums. Dazu gehört 
nach seiner Meinung nicht nur die physische Existenz, sondern auch ein „Mindestmaß an Teil-
habe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben“. Zu diesem menschenwürdigen 
Existenzminimum gehört nach Auffassung von pro familia auch der Zugang zu sicheren, kos-
tenlosen Verhütungsmitteln! 

Durch die Hartz-IV-Reform gilt der Regelsatz der Sozialhilfe auch für das ALG II. Doch auf die 
ehemals SozialhilfeemfängerInnen zugesicherte Hilfe zur Familienplanung besteht bereits seit 
dem Inkrafttreten des Gesundheitsmodernisierungsgesetzes im Januar 2004 kein Rechtsan-
spruch mehr. Im Regelsatz waren und wurden Verhütungsmittelkosten nicht berücksichtigt. 
Der Regelsatz für Arbeitslosengeld II und Sozialgeld beträgt seit 1. Juli 2009 bundesweit ein-
heitlich 359 Euro pro Monat für einen alleinstehenden Erwachsenen. Für Gesundheitspflege 
(z. B. Medikamente) sind darin lediglich ca. 14 Euro berechnet, von diesem geringen monatli-
chen Betrag können Verhütungsmittel nicht bezahlt werden. 

Einige wenige Kommunen haben den dringenden Bedarf gesehen und Projekte zur Kosten-
übernahme ins Leben gerufen, jedoch ohne verbindliche Rechtsgrundlage und damit auch oh-
ne Rechtsanspruch der betroffenen Frauen. Pro familia hat in einer aktuellen bundesweiten 
Befragung festgestellt, dass es in zwei Drittel der 181 untersuchten Städten keine Übernahme 
der Kosten für Verhütungsmittel gibt. 

Die Realität zeigt, dass den betroffenen Frauen und Paaren ein planmäßiges Ansparen für 
Verhütung aufgrund des eng bemessenen Regelsatzes nicht möglich ist. Die Folgen sind auch 
in den pro familia-Beratungsstellen spürbar. Seit der Gesetzesänderung hat der Anteil von Be-
ratungen zugenommen, in denen die Finanzierung bzw. die Kosten von Verhütung Thema 
sind. So müssen Frauen häufig auf billigere und weniger sichere Verhütungsprodukte umstei-
gen oder verzichten ganz auf Verhütung, riskieren ihre Gesundheit und nicht selten eine un-
gewollte Schwangerschaft. 

Pro familia fordert, dass die Sicherung eines menschenwürdigen Existenzminimums eine bun-
deseinheitliche Regelung zum Zugang zu Verhütungsmitteln einschließen muss. 

Weiteres Pressematerial und InterviewpartnerInnen stellen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Pressekontakt: Regine Wlassitschau, Tel.: 069 / 63 19 87 13, presse@profamilia.de 

pro familia ist Gründungsmitglied der IPPF und aktives Mitglied des Europäischen Netzwerks der IPPF. Seit 1952 
setzt sich pro familia für die Interessen von Frauen, Männern, Jugendlichen und Kindern auf dem Gebiet der sexuel-
len und reproduktiven Rechte ein. Heute gehört der Verband national wie europaweit zu den bedeutendsten nicht-
staatlichen Dienstleistern der Sexualpädagogik, Familienplanungs-, Sexual- und Schwangerschaftsberatung. In den 
180 Beratungsstellen in Deutschland finden Menschen aller Religionen und Nationalitäten fachlich qualifizierte Bera-
tung und sexualpädagogische Unterstützung. Ein Schwerpunkt des Arbeitsprogramms ist die besondere Förderung 
und Unterstützung sozial benachteiligter Gruppen in der Bevölkerung. Der pro familia-Bundesverband wird durch 
das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend finanziell gefördert. 
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